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Berichte 

Anstieg der Weiterbildungsbeteiligung und 
Überraschungen: AES-Trendbericht 2018 

Ende August 2019 wurde die neueste 
AES-Studie zur Weiterbildungsbeteili-
gung im Jahr 2018 vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung sowie 
dem Meinungsforschungsinstitut Kantar 
veröffentlicht. Die Weiterbildungsbetei-
ligung erreicht nun bezogen auf 2018 54 
% in Deutschland, was gegenüber 2016 
eine Steigerung um 4 Prozentpunkte und 
das Allzeithoch darstellt. Bei den nicht-
beruflichen Angeboten sind die Volks-
hochschulen mit 18 % mit weitem Ab-
stand der am häufigsten von der befrag-
ten Bevölkerung genannte institutionelle 
Anbieter. Es setzt sich der Trend der 
letzten Jahre fort, dass die Unterschiede 
zwischen Altersgruppen sich zunehmend 
nivellieren. So hat die Weiterbildungsbe-
teiligung der 55- bis 64-jährigen allein 
zwischen 2007 und 2018 von 27 % auf 
47 % erheblich zugenommen, während 
die Wachstumsraten bei anderen Alters-
gruppen deutlich moderater ausfallen. 

Die Studie hält auch einige Überra-
schungen bereit. Zum Beispiel liegt die 
Weiterbildungsbeteiligung in Ost-
deutschland erstmals seit 2003 hinter 
Westdeutschland und nun sogar deutlich 
darunter (48 % versus 56 %). Es gibt ei-
nen sprunghaft immensen Anstieg der 
Weiterbildungsbeteiligung von Arbeitslo-
sen. Knapp jede dritte aller Bildungsakti-
vitäten von Erwachsenen findet mit digi-
talen Medien statt. Die Teilnahmequote 
der Befragten an wissenschaftlicher Wei-
terbildung liegt bei relativ bescheidenen 
fünf Prozent, aber die Quote hat sich 
damit fast verdoppelt allein seit 2016. Bei 
der Beratung könnte sich nach Jahrzehn-

ten des Rückganges eine Trendumkehr 
andeuten. So äußerten mit 24 Prozent 
der Befragungspersonen erstmals mehr 
Personen den Wunsch nach mehr In-
formation und Beratung zu Weiterbil-
dung, als dies im Jahr 2016 der Fall war 
(21 %). 67 % bekunden 2018, dass sie 
einen guten Überblick zu den eigenen 
Weiterbildungsmöglichkeiten haben. 
Wenn jemand eine Beratung zu den ei-
genen Weiterbildungsmöglichkeiten wahr-
nimmt, liegt die Chance einer Beteiligung 
rund zwei Mal so hoch wie unter denen, 
die keine Beratung wahrnehmen. 

Die dem Adult Education Survey 
(AES) 2018 zugrundeliegenden CAPI-
Interviews (CAPI: Computer Assisted 
Personal Interviews) wurden von Juli bis 
Anfang Dezember 2018 unter der 
deutschsprachigen Wohnbevölkerung 
Deutschlands im Alter von 18 bis 69 
Jahren durchgeführt. 5.836 Interviews 
wurden so realisiert. Der Trendbericht 
stellt die zentralen Ergebnisse zur Wei-
terbildungsbeteiligung der Befragten, in 
der Regel bezogen auf die 18- bis 64-
Jährigen, vor. 

Die Studie ist kostenfrei im Internet ab-
rufbar: www.bmbf.de/upload_filestore/ 
pub/Weiterbildungsverhalten_in_Deutsc
hland_2018.pdf  

Bernd Käpplinger 

Geplante Neufassung des Umsatzsteuerge-
setzes (1) 

Die Volkshochschulen in Deutschland 
befürchten eine stärkere steuerliche Be-
lastung der allgemeinen Weiterbildung in 
erheblichem Ausmaße. Sie werten die 
Neufassung des Umsatzsteuergesetzes 
als schweren Schlag gegen alle bildungs-
politischen Absichtserklärungen der 
Bundesregierung, die Chancengerechtig-
keit durch ein offenes, allen Bevölke-
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rungsgruppen zugängliches System des 
lebenslangen Lernens zu verbessern. 

„Wir alle müssen fortwährend bereit 
sein, Neues zu lernen, um die Welt um 
uns herum zu verstehen und um mit der 
gesellschaftlichen Entwicklung Schritt zu 
halten“, sagt der Vorsitzende des Deut-
schen Volkshochschul-Verbandes (DVV), 
Martin Rabanus. „Den Menschen, die 
sich dieser Herausforderung stellen wol-
len, tiefer in die Tasche zu greifen, ist ab-
solut kontraproduktiv.“ 

Die Bundesregierung hat einen Ge-
setzesentwurf auf den parlamentarischen 
Weg gebracht, der die Richtlinien für ei-
ne Steuerbefreiung von Weiterbildung 
verschärft. Sicher von der Umsatzsteuer 
befreit sind demnach in Zukunft nur 
noch solche Kurse, die beruflich unmit-
telbar verwertbar sind oder der Sphäre 
des Schul- und Hochschulunterrichts zu-
geordnet werden können. Je nach Ausle-
gung der Steuerbehörden könnten viele 
allgemeinbildende Kurse künftig als reine 
Freizeitgestaltung gelten und steuerlich 
belastet werden. „Volkshochschulen 
könnten gezwungen sein, die Kursge-
bühren entsprechend anzuheben“, er-
klärt der DVV-Vorsitzende. Die Verteu-
erung der Weiterbildung treffe vor allem 
Einkommensschwache, die sich vielfach 
ohnehin abgehängt fühlen. 

Bei strenger Auslegung des Kriteri-
ums der beruflichen Verwertbarkeit 
könnten leicht rund zwei Millionen vhs-
Teilnehmerinnen und -Teilnehmer er-
heblich stärker zur Kasse gebeten wer-
den, nämlich beispielsweise jene, die Bil-
dungsangebote zur Förderung ihrer Ge-
sundheit besuchen, wenn nicht aner-
kannt wird, dass solche Kurse mittelbar 
auch die berufliche Leistungsfähigkeit 
stärken. Aus Sicht der Volkshochschulen 
ist eine Trennung von beruflicher und 
allgemeiner Weiterbildung längst über-
holt und in der Praxis kaum möglich. 

Auch Hunderttausenden Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern politischer Wei-
terbildungsangebote könnten höhere 
Kursgebühren drohen, wenn man ihren 
Kursbesuch als reines Privatinteresse 
einstuft und die Qualifizierung für mehr 
gesellschaftliche Mitwirkung, für ehren-
amtliches Engagement und damit für die 
Stärkung des Gemeinwesens vor Ort 
nicht als umsatzsteuerbefreiendes Krite-
rium wertet. „Vor dem Hintergrund zu-
nehmender politischer Polarisierung und 
des Erstarkens populistischer Strömun-
gen halten Volkshochschulen eine stär-
kere Förderung politischer Aufklärung 
und des zivilgesellschaftlichen Engage-
ments für dringend geboten“, betont 
Rabanus. „Es ist schon jetzt schwer ge-
nug, Menschen für Angebote der politi-
schen Bildung zu gewinnen. Diese auch 
noch zu besteuern, wäre absurd.“ 

Die gemeinsame Stellungnahme öffentli-
cher Weiterbildungsträger „Keine neuen 
Steuern für die Weiterbildung!“ findet 
sich unter www.dvv-vhs.de/fileadmin/ 
user_upload/3_Der_Verband/Presse/ 
Gemeinsame_Stellungnahme_UStG_ 
Schlussfassung_120819.pdf. 

Quelle: www.dvv-vhs.de/details/news/ 
News/detail/allgemeinbildung-muss-
steuerfrei-bleiben/ 

Geplante Neufassung des Umsatzsteuerge-
setzes (2) 

Steuerliche Behandlung von Weiterbildung: 
Umsatzsteuerbefreiung für Bildungsleistun-
gen bleibt 

Das Bemühen der Träger der öffentlich 
verantworteten Weiterbildung, darunter 
auch des Arbeitskreises deutscher Bil-
dungsstätten e. V. (AdB), hat sich gelohnt: 
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU 
und SPD haben einen Änderungsantrag 
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zum Entwurf eines Gesetzes zur weite-
ren steuerlichen Förderung der Elektro-
mobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften eingebracht, 
mit dem Artikel 10 vollständig aus dem 
Gesetzesentwurf des Jahressteuergeset-
zes 2019 herausgenommen wird. 

Damit bleibt es zunächst bei der bis-
herigen Gesetzeslage einschließlich der 
Befreiungsvorschrift des § 4 Nr. 22a 
UStG, die nach Auffassung des AdB und 
seiner Mitstreiter die rechtliche Grundla-
ge für eine Steuerbefreiung im bisherigen 
Umfang bildet. Insofern lässt sich der 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und SPD als eine politi-
sche Willensbekundung des Gesetzge-
bers im Sinne der Träger der öffentlich 
verantworteten Weiterbildung bewerten. 

Wichtig ist dabei, dass die bisherige 
Praxis der Steuerbehörden beibehalten 
wird und es zu keiner Engführung im 
Sinne eines veränderten Verständnisses 
der Steuerbefreiung durch die Steuer-
verwaltung kommt. Dass dies seitens des 
Gesetzgebers und auch der Länder nicht 
gewünscht ist, wurde in den Beratungen 
und Meinungsäußerungen der vergange-
nen Wochen sehr deutlich. 

Deshalb werden die Träger der öf-
fentlich verantworteten Weiterbildung 
 

noch einmal ihr Angebot erneuern, die 
Bundesregierung in Fragen der steuerli-
chen Behandlung von Weiterbildungsan-
geboten konstruktiv zu beraten. Grund-
lage dafür können die Positionen sein, 
die von den Weiterbildungsträgern in 
den letzten Wochen entwickelt wurden. 
Dies gilt insbesondere für die von den 
Trägern vorgeschlagene Abgrenzung von 
Bildungsleistungen und (mehrwertsteu-
erpflichtigen) Angeboten, die der reinen 
Freizeitgestaltung dienen. 

Angebote, die Menschen dazu befä-
higen, am sozialen, politischen oder wirt-
schaftlichen Leben teilzunehmen, die sie 
darin unterstützen, eine ehrenamtliche 
Tätigkeit auszuüben oder sich in wirt-
schaftlichen Fragen, kulturell oder 
sprachlich, zu politischen Themen oder 
im Interesse ihrer Gesundheit weiterzu-
bilden, sind Bildungsleistungen und dür-
fen nach der Auffassung der Träger der 
öffentlich verantworteten Weiterbildung 
nicht als reine Freizeitangebote qualifi-
ziert werden. 

Pressemitteilung des AdB vom 5.1.2019 
www.adb.de/content/steuerliche-be 
handlung-von-weiterbildung-umsatz 
steuerbefreiung-f %C3 %BCr-bildungs 
leistungen-bleibt 
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Dokumentationen 

Weimarer Erklärung über die Grundlagen und 
Aufgaben historischer, politischer und kultu-
reller Bildung 

Die historische, politische und kulturelle 
Bildung ist aktuell herausgefordert durch 
die Behauptung, schulische und außer-
schulische Bildung unterliege einem 
„Neutralitätsgebot“. Gestellt wird damit 
die Frage nach den Aufgaben von Bil-
dung in der Demokratie. Als Weimarer 
Akteure einer demokratischen Bildungs-
arbeit ist es uns ein Anliegen dazu zu er-
klären: 

Demokratie ist keine wertfreie Veranstal-
tung 

Die Demokratie beruht auf der Achtung 
der Menschenrechte, Gewaltenteilung 
und Rechtsstaatlichkeit. Diesen Grund-
lagen der Demokratie kann eine demo-
kratische Bildungsarbeit nicht „neutral“ 
gegenüberstehen. Vielmehr ist es die 
Aufgabe von Bildung in der Demokratie, 
für demokratische Grundwerte einzutre-
ten und gegen antidemokratische, anti-
pluralistische und menschenfeindliche 
Positionen Stellung zu beziehen. Ein 
Neutralitätsgebot, das einem Werterelati-
vismus Vorschub leistet, ist mit einer 
demokratischen Bildungsarbeit nicht 
vereinbar. 

Demokratische Bildungsarbeit ist überpar-
teilich 

Eine demokratische Bildungsarbeit ist 
der Multiperspektivität bei der Darstel-
lung von historischen und politischen 
 

Sachverhalten verpflichtet. Diese Form 
der Überparteilichkeit ist nicht mit Neut-
ralität zu verwechseln. Vielmehr ist es ih-
re Aufgabe, zum selbständigen Denken 
anzuregen und die Fähigkeit zu fördern, 
eine eigenständige politische Meinung zu 
entwickeln und zu vertreten. Dies ist nur 
möglich, wenn den Menschen in Bil-
dungsveranstaltungen keine politische 
Meinung aufgedrängt wird, sondern 
kontroverse Standpunkte zu Wort kom-
men und Diskussion als ein Prozess der 
eigenständigen Meinungsbildung begrif-
fen und gefördert wird. 

Demokratische Bildungsarbeit basiert auf 
wissenschaftlichen Erkenntnissen 

Bildungsarbeit fußt auf wissenschaftli-
chen Grundlagen. Die Ergebnisse wis-
senschaftlicher Forschung müssen sich 
in der Vermittlung von Wissen und der 
Auswahl von Deutungsangeboten wider-
spiegeln. Wissenschaftsfeindliche Positi-
onen sind mit einer demokratischen Bil-
dungsarbeit hingegen unvereinbar. Vo-
raussetzung einer wissenschaftlich fun-
dierten Bildungsarbeit ist die Freiheit der 
Wissenschaften. 

Dies bedeutet, dass die Wissenschaft 
selbst in freier Diskussion und unter 
Achtung wissenschaftlicher Methoden 
darüber entscheidet, welche inhaltlichen 
Positionen als wissenschaftlich abgesi-
chert gelten und dem aktuellen For-
schungsstand entsprechen. Es ist nicht 
Aufgabe von Politik, über die Wissen-
schaftlichkeit von Wissenschaft zu ent-
scheiden. Eine Stigmatisierung von Wis-
senschaft als „unwissenschaftlich“ durch 
die Politik oder gar die Androhung der 
Kürzung oder Streichung von öffentli-
chen Geldern aufgrund politisch unlieb-
samer wissenschaftlicher Ergebnisse ge-
fährdet vielmehr die Freiheit von Wis-
senschaft. 
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Demokratische Errungenschaften müssen 
geschützt werden 

70 Jahre nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land und 30 Jahre nach der Friedlichen 
Revolution treten wir dafür ein, dass die 
demokratischen Errungenschaften unse-
res Staates geschützt werden. Deshalb 
stehen wir für eine historische, politische 
und kulturelle Bildungsarbeit, die einer-
seits eigenständiges Denken und damit 
den demokratischen Willensbildungspro-
zess fördert und andererseits die politi-
schen Konsequenzen demokratiefeindli-
cher Ideologien und Gesellschaftsent-
würfe offenlegt. 
 
Weimar, am 23. Oktober 2019 
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Quelle: www.weimarer-erklaerung.de/ 
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